Warnung vor „Deutschem Firmenregister zur Erfassung und Registrierung inkl. Umsatzsteuer-Identifikationsnummern“ 
Derzeit werden viele unserer Betriebe vom sogenannten „Deutschen Firmenregister zur Erfassung und Registrierung inkl. Umsatzsteuer-Identifikationsnummern“ angeschrieben und darum gebeten, die dort mitgeteilten Firmendaten entsprechend zu ergänzen. Wir bitten Sie darauf zu achten, dass nicht versehentlich solche Verträge geschlossen werden.

Erfahrungsgemäß sind gerade in der Urlaubszeit / in den Osterferien solche Schreiben / Faxe wieder vermehrt im Umlauf. Die auch an Handwerksbetriebe adressierten Anschreiben erwecken den Eindruck, dass der Adressat kostenlos eine Eintragung in irgendein Branchenverzeichnis etc. vornehmen lassen könne. Tatsächlich wird durch die Rücksendung des unterzeichneten Anschreibens jedoch ein Vertrag über eine kostenpflichtige Eintragung in ein Register etc. geschlossen. Das heißt, die Eintragungsofferten in entsprechende (Online-)Branchenverzeichnisse von diversen Adressdienstleistern haben bei genauer Betrachtung in aller Regel kaum einen Nutzen für die Betriebe, sind jedoch meist mit erheblichen Kosten verbunden. 
Dasselbe gilt für Schreiben, die oft lediglich dem Anschein nach offiziellen Gewerberegistern oder seriösen Branchenbüchern stammen. In vielen Fällen verstecken sich dahinter eben sogenannte Adressbuchschwindler. Die Anschreiben dieser Firmen sind häufig als Erfassungsbogen mit Daten des Adressaten aufgemacht, die er ergänzen oder korrigieren kann und dann unterschrieben zurücksenden soll. Reagiert der Angeschriebene nicht, erhält er von einigen Firmen Mahnungen, in denen er unter Fristsetzung zur Einsendung aufgefordert wird. Dadurch wird bei dem Betroffenen der irrige Eindruck erweckt, er sei verpflichtet, auf das Schreiben zu reagieren.

Auch sind die entsprechenden Offerten optisch zum Teil wie Behördenschreiben oder Rechnungen gestaltet. Meistens sind die Angebote mit kostenfreien sowie kostenpflichtigen Inhalten kombiniert (z. B. größere Darstellung der Adressinhalte oder zusätzliche Suchbegriffe). In all diesen Fällen kann schon die Unterzeichnung und Rücksendung des Formulars genügen, um ein kostenpflichtiges Vertragsverhältnis zu begründen. Eine Variante dieses Geschäftsgebarens ist die Übersendung von Rechnungen mit Zahlungsaufforderung, die den unzutreffenden Eindruck erwecken, es sei bereits ein Vertrag zustande gekommen.
Wir empfehlen Ihnen, die Finger von diesen dubiosen Adressofferten zu lassen. Lesen Sie die Dokumente bzw. vorausgefüllten Überweisungsvordrucke genau durch und investieren Sie Ihre Zeit und Ihr Kapital besser in die individuelle Kundenansprache.
Außer dem o. g. Anschreiben warnen wir auch vor folgenden „Anbietern“ bzw. „Angeboten“:
· „Branchenbuch – München“

· „Neue Robinsonliste“

· „Allgemeines Gewerbeverzeichnis“
· „Fachregister Wirtschaft & Unternehmen"

· „OSS Office Software Solution GmbH“

Neues Urteil des Bundesgerichtshofes verschafft teilweise Abhilfe! 

Sollten Sie dennoch einmal Opfer dieser unseriösen Geschäftspraktiken geworden sein, können Sie sich mittlerweile unter bestimmten Voraussetzungen auf ein Urteil des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 26. Juli 2012 (Az.: VII ZR 262/11) berufen. Danach müssen Sie nicht zahlen, falls Sie irrtümlich auf den Schwindel hereingefallen sind.

Das Urteil des BGH in Kürze:  

Betriebe müssen für den Adressbuchschwindel nichts bezahlen, auch wenn die Anbieter mit Inkassoverfahren drohen.

Wie bei anderen Verträgen, so kommt es auch beim Eintrag in ein Branchenverzeichnis auf das Kleingedruckte an. Wenn der Anbieter die Kostenklauseln sehr versteckt in den Vertragstext schreibt und dabei nicht eindeutig klar macht, was auf die Vertragspartner zukommt, kann er daraufhin keine Kosten geltend machen. 

Im Fall hatte der Anbieter eines derartigen Verzeichnisses Klage gegen eine Gewerbetreibende eingereicht, die die Kosten für den Eintrag nicht zahlen wollte. Da diese sich aber trotz der Klage weigerte zu zahlen, landete der Fall vor dem BGH und die Richter haben sich den Vertragstext ganz genau angesehen.

Im Urteil heißt es, dass die Entgeltklausel kein Bestandteil des Vertrags darstelle. Die betroffenen Betriebe müssen also nicht bezahlen. Da derartige Einträge im Internet oft auch kostenfrei angeboten werden, könne niemand damit rechnen, dass sich hinter einem solchen Angebot so hohe Kosten verstecken, schreibt der BGH in einer Erklärung zum Urteil. Kritik übt er jedoch vor allem an der Darstellung und der drucktechnischen Gestaltung des Antragsformulars. Der Verweis auf die Kosten sei "so unauffällig in das Gesamtbild eingefügt ist, dass sie von dem Vertragspartner dort nicht vermutet wird", heißt es.

Die Anbieter der Branchenverzeichnisse dürfen künftig also keine Kosten mehr für ihr Angebot verlangen oder sie müssen die Kostenklausel so deutlich machen, dass sie keiner mehr übersehen kann. Mit dem Urteil hat der BGH die sogenannte überraschende Entgeltklausel für unwirksam erklärt. 

Auch wenn jetzt keine Kosten mehr entstehen dürfen, hat der Betrieb mit dem Anbieter einen Vertrag geschlossen und seine Daten werden dort veröffentlicht. Wer das nicht möchte, sollte nicht auf die Angebote reagieren, die per E-Mail, Fax oder Brief kommen.

